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Entscheidung 
 

 
 
 
Betreff: Änderungsantrag der FDP-Stadtratsfraktion zur 

Schulentwicklungsplanung der Stadt Halle (Saale) fü r die Berufsbildenden 
Schulen für das Schuljahr 2010/11 

  
 
Beschlussvorschlag:                                          
 
Der Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung wird um einen Punkt 3 ergänzt.  
 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, einen Schulentwicklungsplan der Berufsbildenden 
Schulen bis zur Septembersitzung 2010 im Bildungsausschuss vorzulegen, in dem die 
gesamte Struktur der halleschen Berufsbildenden Schulen unter Berücksichtigung der 
Baulichen Zustände, der angebotenen Ausbildungsprofile und der Option weiterer Fusionen 
zur dauerhaften Bestandssicherung und besseren Systematik der einzelnen 
Ausbildungszweige erfasst und analysiert werden. 
 
Gez. Katja Raab 
Stadträtin 
 
 
 
Begründung:                                                                                                                                    
 
Der Änderungsantrag strebt eine Perspektive für die Schaffung von Synergien bei ähnlichen 
Berufsbildungsgängen an und eine höhere Flexibilität bei der Entscheidung über 
Standortveränderungen der bestehenden Berufsbildenden Schulen. Langfristig können so 
auch Kosten für den städtischen Haushalt gespart werden, wenn man aufgrund der Analyse 
zur Entscheidung einer weiteren Fusion und der Schließung bzw. Umwidmung von 
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Standorten kommt. Ziel ist die Auslastung der verbleibenden Standorte bei gleichbleibendem 
Angebot der Ausbildungsgänge, gerade auch im Hinblick auf den bevorstehenden 
Ausbildungsverbund Sachsen-Anhalt Süd. 
 
Für die betroffenen Schülerinnen und Schüler der Beruflichen Bildungsgänge und deren 
Eltern ergeben sich dadurch keine negativen Auswirkungen, die Planungssicherheit der 
Schulverwaltung sowohl auf städtischer, als auch auf Landesebene erhöht sich. 
 


